
Das digitale Rathaus kommt langsam
Mit deutlicher Verspätung bieten viele Kommunen im Kreis Limburg-Weilburg ihre Dienstleistungen auch online an

LIMBURG-WEILBURG. Ur-
sprünglich sollten die Kom-
munalverwaltungen ihre
Dienstleistungen – insgesamt
sind es 92 – seit Ende 2022
auch online anbieten. So hat-
te es das Onlinezugangsgesetz
(OZG) schon 2017 bestimmt.
Vollständig gelungen ist dies
im Landkreis Limburg-Weil-
burg bisher allerdings nur der
Kreisverwaltung: Schon seit
gut einem Jahr bietet das
Kreishaus einen digitalen Bür-
gerservice an, der alle Dienst-
leistungen umfasst, wie die
Behörde seinerzeit mitteilte.
Jetzt ziehen die Rathäuser
nach. Mehrere Städte und Ge-
meinden haben bei der Digi-
talisierung große Fortschritte

erzielt, doch ausgerechnet die
größte und wichtigste Kom-
mune im Landkreis hinkt
deutlich hinterher.
So gibt es in Limburg, das

bei der Digitalisierung mit
fünf weiteren hessischen
Städten in dem Projekt „Total
Digital“ kooperiert, gerade
einmal neun Verwaltungs-
dienstleistungen, die der Bür-
ger online erledigen kann. Ak-
tuell, so Sprecherin Stefanie
Kesper-Süß, befinden sich
weitere vier Dienstleistungen
in der digitalen Umsetzung.

„Einer erfolgreichen Digitali-
sierung im Verwaltungsbe-
reich stehen oft das Schrift-
formerfordernis oder die ge-
setzlich festgeschriebene per-
sönliche Vorsprache bei be-
stimmten Verwaltungsprozes-
sen im Weg“, begründet sie
den geringen Digitalisierungs-
grad der Limburger Stadtver-
waltung. Auch die Authentifi-
zierung, beispielsweise durch
den elektronischen Personal-
ausweis, sei schwierig einzu-
binden, so Kesper-Süß. Diese
Herausforderung soll nun
durch ein zentrales Bürger-
konto gelöst werden.

64 Prozesse stehen
online zur Verfügung

Deutlich weiter als die Dom-
stadt sind kleinere Kommu-
nen wie Weilmünster: „Wir
haben bereits 64 Prozesse on-
line zur Verfügung, stellen-
weise ist auch Onlinezahlung
möglich“, sagt Bürgermeister
Mario Koschel (CDU), der auf
eine übersichtlich gestaltete
Homepage verweist, wo der
Bürger sich schnell und be-
quem durch das „digitale Rat-
haus“ klicken könne.
In der Stadt Bad Camberg

sind bereits rund zwei Drittel
der etwa 60 Verwaltungsleis-
tungen digital verfügbar, so
Sprecherin Catherine Striet-
her. Über die Website der Kur-
stadt können die Bürger eine
Baumfällgenehmigung eben-
so einholen wie eine Bestat-
tung oder auch eine Ehe- und
Geburtsurkunde beantragen.
Bauamt, Meldewesen und
Standesamt seien bereits
komplett digitalisiert worden,
das Ordnungsamt hinke noch
hinterher. Diese Lücke werde
demnächst geschlossen, ver-
sichert Catherine Striether.
Um den Fortgang der Digitali-
sierung kümmert sich ein
Datenschutzbeauftragter, den
sich Bad Camberg, Hünfel-
den, Brechen und Selters tei-
len. „Unsere digitalen Leis-
tungen werden stark nachge-
fragt, sagt Striether, „vor al-

lem seit der Coronazeit.“ Al-
lerdings sei vielen Bürgern
das digitale Angebot noch gar
nicht bekannt.

Die Gemeinde quasi immer
„in der Hosentasche“

Vollzug meldet auch Bre-
chens Bürgermeister Frank
Groos (parteilos): „Die aller-
meisten unserer Leistungen
sind inzwischen digitalisiert
und damit die Anforderungen
des OZG weitgehend erfüllt“,
sagt er. Neben einer moder-
nen, barrierefrei gestaltete
Homepage verfüge die Ge-
meinde über eine Kommunal-
App, sodass die Bürger auch
viele Dinge „mobil“ erledigen
können und die Gemeinde
quasi immer „in der Hosenta-
sche dabei haben“, so Groos.
Allerdings werde die „klassi-
sche“ Antragstellung derzeit
noch wesentlich häufiger ge-
wählt als die digitale, so der
Bürgermeister.
Auch die Elbtal, Elz, Hada-

mar und Dornburg haben eine
Interkommunale Zusammen-
arbeit (IKZ) vereinbart, um
die Digitalisierung voranzu-
treiben. „Die Gemeinde Elz
bietet 22 Verwaltungsleistun-
gen digital an. Weitere 27
Leistungen sind durch die
OZG-Sachbearbeiterin in Ha-
damar angepasst worden.

Hier stehen Testlinks bereit“,
berichtet der Elzer Bürger-
meister Horst Kaiser (CDU).
„Nach dem Test und Einwei-
sung der Mitarbeiter können
diese auf der Homepage im-
plementiert werden und ste-
hen dem Bürger zur Verfü-
gung.“

Aufwand bei
Personalausweisen zu hoch

Dornburgs Hauptamtsleiter
Holger Kirch ist zuversicht-
lich, dass bis Ende März 45
Verwaltungsleistungen den
Bürgern online zur Verfügung
stehen werden, derzeit seien
es 18. Damit werde das OZG
in der Westerwaldgemeinde
zu 95 Prozent erfüllt. Es gebe
auch Leistungen, deren Digi-
talisierung unwirtschaftlich
sei, weil sie zu selten nachge-
fragt würden. Und Personal-
ausweise würden wohl auch
in Zukunft – bundesweit –
nur in Präsenz beantragt wer-
den können, weil der Auf-
wand für eine Online-Identifi-
zierung zu hoch sei.
Die Stadtverwaltung Weil-

burg stellt laut Sprecherin Ol-
ga Grib die 40 wesentlichen
Verwaltungsleistungen, insbe-
sondere aus den Bereichen
Bürgerbüro, Standesamt,
Steuerwesen und Ordnungs-
amt, als digitalen Prozess auf

ihrer Webseite zur Verfügung.
Nachholbedarf gebe es insbe-
sondere beim Bauamt. Aller-
dings stelle der Dienstleister
ekom21 diese digitalen Pro-
zesse noch nicht zur Verfü-
gung. „Kurz vor Fertigstellung
ist die Umsetzung des kom-
plett digitalen Zugangs im
Kindertagesstätten-Bereich“,
so Grib.

Weiterverarbeitung
der Daten im Fokus

„Wir möchten in Mengers-
kirchen die Digitalisierung
weiter vorantreiben,“
sagt Bürgermeister Daniel

Melchert (SPD). „Die gängigs-
ten Prozesse sind online ver-
fügbar.“ Allerdings sei die
Homepage mittlerweile so
veraltet, dass sie im Frühjahr
erneuert werde. Unter ande-
rem sei ein neuer interaktiver
Veranstaltungskalender vor-
gesehen. In einem weiteren
Schritt soll nicht nur der Kon-
takt zum Bürger, sondern
auch die Weiterverarbeitung
der Daten verwaltungsintern
durchdigitalisiert werden.
Derzeit müssten viele Daten
noch händisch verarbeitet
werden, so Melchert.
Die Gemeinde Löhnberg er-

füllt laut Sprecherin Heike
Lachnit noch nicht alle Ziele
des OZG. „Wir sind an allem
dran, doch das Thema Daten-
schutz und Cyberkriminalität
hat uns in den Prozessen zu-
rückgeworfen.“ Die Home-
page werde umgestaltet, „um
alle Erfordernisse des digita-
len Rathauses umzusetzen“.
Auch fast alle anderen Kom-

munen im Landkreis haben
damit begonnen, ihre Dienst-
leistungen online zu stellen.
Einzig die Stadt Runkel ver-
fügt auf ihrer Homepage über
keinen echten Digitalservice.
Zwar lassen sich dort eine
Reihe von Antragsformularen
herunterladen. Diese müssen
aber anschließend ausge-
druckt, unterschrieben und
ans Rathaus geschickt wer-
den. Mit der Post.

Von Rolf Goeckel

Der gute alte Aktenstempel soll auch in den heimischen Verwaltun-
gen bald ausgedient haben. Foto: Ralf Hirschberger/dpa-Zentralbild/dpa

Einer erfolgreichen
Digitalisierung im
Verwaltungsbereich
stehen oft das
Schriftformerfordernis
oder die gesetzlich
festgeschriebene
persönliche Vorsprache
bei bestimmten
Verwaltungsprozessen
im Weg.

Stefanie Kesper-Süß,
Sprecherin der Stadt Limburg


